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1. 
nur 1 neue Stellen 

sen - statt angekündigten 

Der vom Finanzminister der Vorgängerregierung erstellte "Basishaus­
halt 2018" (vgl. Sachstandsbericht an den Haushalts- und Finanzaus­
schuss vom . Juni 7 - Vorlage 17/6) sah gegenüber dem Haushalt 
2017 im Saldo einen Stellenrückgang von 765 Stellen vor. Der Haus­
haltsentwurf 2018 der Landesregierung sieht neben Umschichtungen 

Umfang von 84 Stellen im Bereich der Leitungszeit und der Integra­
tionshilfen weitere Stellenveränderungen vor (siehe Erläuterungsband 
Seite 19 Vergleich von ~~~~!S!!.i~~ 
.::...:....::::..:....::.-==-=-..:....=::.. ergibt sich eine Differenz von 2.048 Stellen. 

Stellenentwicklung für die öffentlichen Schulen stellt sich ~~.:..­
gleich der Haushaltsjahre 

Haushaltsjahr 7 159.943 

Haushaltsjahr 2018 161.226 

Saldo: + 1.283 

B. Fragen der AfD - Fraktion 

1. 
Personalausgaben Ministerium 
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veranschlagten ex-
plizit für die Durchführung einer Kampagne zur Gewinnung weite­
rer Lehrkräfte? 
Wie wird die Ausgestaltung dieser Kampagne aussehen? 
Wie ist die bisherige Planung der Kosten für die Kampagne? 
Orientiert sich die Kampagne bereits an einem erfolgreichen 

Antwort: 
Für Ausarbeitung und Umsetzung einer Informations-, Image- und Wer­
bekampagne für den Lehrerberuf in Nord rhein-Westfalen sind 
2.000.000 im Haushaltsentwurf 2018 veranschlagt. 

Mit der Kampagne sollen Abiturientinnen und Abiturienten, Schülerin­
nen und Schüler der Oberstufe für den Lehrerberuf begeistert sowie 
Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger als Lehrkräfte für bestimmte 
Lehrämter! Schulformen und Fächerkombinationen treffsicher gewon­
nen werden. Außerdem soll durch die Kampagne die gesamtgesell­
schaftliche Wahrnehmung des Lehrerberufs in der Öffentlichkeit erhöht, 
der wichtige Stellenwert des Lehrerberufs für unsere Gesellschaft an­
gemessen verdeutlicht und die herausfordernde Arbeit der Lehrerinnen 
und Lehrer an den Schulen noch stärker sichtbar gemacht werden. 

Eine noch zu beauftragende Kommunikationsagentur soll ein Konzept 
erarbeiten, dass Elemente einer integrierten Kommunikationsstrategie, 
etwa die Vernetzung von Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, klassi­
scher Werbung, Social Media- und Broadcast-PR sowie der Pressear­
beit, aufweist. 

Dazu sollen nach aktuellem Planungsstand zielgruppenspezifische 
Claims, Wort- und Bildmarken sowie Key Messages, Anzeigen in Print­

Online-Medien sowie Plakate für die Außenwerbung und in 
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Die letzte groß angelegte Kampagne des Schulministeriums zur Lehr­
kräftegewinnung wurde vor mehr als zehn Jahren durchgeführt. In der 
Zwischenzeit haben sich die medialen Gegebenheiten auf so grundle­
gende Weise verändert (Stichwort: Social Media), dass eine Neukon­
zeption notwend ig ist. 

3. 
"FerienintensivTraining" Deutsch) 
Welche Mehraufwendungen hat die landesregierung den 
Sprachkurs FIT Deutsch in dem Haushalt 2018 veranschlagt? 
Richtet sich das Programm nur an Zuwanderer? 
Wie viele Kinder mit subsidiären Schutz werden an Sprach-
kurs teilnehmen? (Bitte die der Kinder mit subsidiären 
in NRW angeben) 
Wie viele Stellen sind neu wor-

diese neu geschaffenen Stellen einem Oll"lI'1r'l10ll"'" aus-

nein: weist die diese 
neu geschaffenen Stellen mit einem aus?) 
Werden die 450 Kurse, welche ab den Osterferien 2018 beginnen, 
nach zuvor erfolgter Bedarfsabfrage in den Schulen in NRW ange­
boten? (Bitte hierzu insbesondere Städte mit erhöhtem Kursange­
bot angeben) 

Antwort: 
Für die Maßnahme "FerienlntensivTraining-FIT in Deutsch" sind im 
Haushaltsentwurf 2018 insgesamt 2.150.000 EUR veranschlagt. Die zur 
Verfügung stehenden Mittel werden auf die Bezirksregierungen zur· Be­
wirtschaftung übertragen. 150.000 EUR sind für die Schulungen der 
Sprachlernbegleiterlnnen und die Evaluation vorgesehen. 
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welche Zielgruppe sich 
Wie viele 18-25-Jährige der Zugewanderten am Berufskolleg mit 
subsidiären Schutz werden an dem Programm teilnehmen? (Bitte 
die Zahl der 18-25 Jährigen mit subsidiären Schutz NRW ange­
ben) 
Sind diese 200 neu geschaffenen Stellen für das Berufskolleg mit 
einem kw-Vermerk ausgewiesen? (Falls nein: Warum weist die 
Landesregierung diese neu geschaffenen Stellen nicht mit einem 
kw-Vermerk aus?) 

Antwort: 
Das den Bildungsgängen des Berufskollegs vorgelagerte einjährige Bil­
dungsangebot "Fit für mehr!" (FFM), nimmt Geflüchtete zwischen 16 
und Jahren, die bisher in keine andere Bildungsmaßnahme einmün­
den konnten, auch unterjährig und unabhängig von der Schulpflicht auf. 

Der Haushaltsentwurf 2018 sieht 200 zusätzliche Stellen für die Fortfüh­
rung in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung von "Fit für mehr!" vor. Es 
handelt sich dabei um sog. Grundbedarf. Landesregierung hat mit 
dem Haushaltsentwurf 2018 3.299 kw-Vermerke, die von der Vorgän­
gerregierung im Zusammenhang mit der Zuwanderung ausgebracht 
waren und die zum 01.08.2018 fällig gewesen wären, gestrichen. Aus 
Sicht der Landesregierung ist das Ausbringen neuer kw-Vermerke in 
diesem Zusammenhang daher nicht zielführend. 

Zugewanderte mit subsidiärem Schutz werden in den Amtlichen Schul­
daten (ASO) nicht gesondert erfasst. Erfasst wird lediglich die Zahl der 
Teilnehmenden am Bildungsangebot FFM. Die aktuellen Zahlen der 
ASO zum Schuljahr 2017/18 liegen derzeit noch nicht vor. 

5. 
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Kompetenzteams in bieten allen allgemeinbildenden Schu-
len das Programm "Fortbildung für Schulen auf dem Weg zur Inklusion" 
an. Die Fortbildung findet vorrangig schulintern statt. Sie richtet sich an 
Steuergruppen, Schulleitungen, Lehrkräfteteams in der Schule, päda­
gogisches Personal oder ganze Kollegien, die langfristig begleitet wer­
den. 
Im Frühjahr 2018 ist die Qualifizierung der 3. Kohorte von Moderatorin­
nen und Moderatoren für das Programm "Fortbildung für Schulen auf 
dem Weg zur Inklusion" abgeschlossen. Zukünftig können die Bedarfe 
der Schulen schneller bedient werden und damit können mehr Schulen 
die Fortbildung in Anspruch nehmen. Darüber hinaus werden fachliche 
Fortbildungsformate zum Umgang mit Heterogenität im Fachunterricht 
entwickelt und umgesetzt. 

Start des neuen bzw. weiterentwickelten Programms "Interkulturelle 
Schulentwicklung - Demokratie gestalten" ist der 1.2.2018. Aktuell er­
folgt die Qualifizierung der Moderatorinnen und Moderatoren. Das um­
fangreiche, prozessbegleitende und ressourcen intensive Fortbildungs­
programm "Interkulturelle Schulentwicklung - Demokratie gestalten" 
unterstützt Schulen auf dem Weg zu einer migrationssensiblen und 
demokratieförderlichen Bildungseinrichtung in einer interkulturellen Ge­
sellschaft. 
Zusätzlich wird die Qualifikationserweiterung "Deutsch als Zielsprache" 
ausgeweitet. 

Digitalisierung 
Der Kompetenzrahmen des Medienpasses NRW ist weiterentwickelt 
worden. Der aktuelle "Kompetenzrahmen Medienpass NRW" gründet 
auf den mit der KMK-Strategie "Bildung in der digitalen Welt" vom 
06.12.2016 verbindlich formulierten Kompetenzen und ist an nationale 
und internationale Entwicklungen angepasst worden. Im Ergebnis ent­
hält er nun auch Grundlagen des Programmierens und Aspekte 
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finanzstärksten ist 
eigenständiger Mittelbewirtschaftung durch diverse Mittelempfänger 
(Bezirksregierungen, Kompetenzteams, QUA-LiS NRW und Medienbe­
ratung NRW) nicht möglich. Zudem erhalten Schulen Fortbildungsbud­
gets ebenfalls zur eigenständigen Bewirtschaftung. Sie haben damit die 
Möglichkeit, ihre Fortbildungsentscheidungen entsprechend des Be­
darfs direkt umzusetzen. 

der Frage, in welcher Größenordnung Unterrichtsausfall wegen der 
Fortbildungen im Zusammenhang mit Inklusion, Digitalisierung und In­
tegration entsteht, liegen keine statistischen Daten vor. 

valide und wissenschaftliche _lII'll"iOnm,"u 

Hat die Landesregierung in .......... r..u ..... 

des Unterrichtsausfalls 
gerregierung "Möglichkeiten Unterrichtsaus-

an NRW" 

Antwort: 
In den vergangenen Jahren hat es - nicht nur in Nordrhein-Westfalen -
teilweise sehr kontrovers geführte Diskussionen über die beste Metho­
de zur Erhebung des Ad hoc-Unterrichtsausfalls gegeben. Neben dem 
in der Fragestellung genannten Gutachten gab eine Vielzahl weiterer 
konstruktiver Beiträge, bei denen jedoch durchaus unterschiedliche 
Schlussfolgerungen gezogen wurden. 

Während das genannte Gutachten zu dem Schluss kommt, dass Auf­
wand und Ertrag einer flächendeckenden Unterrichtsausfallstatistik in 
einem ungünstigen Verhältnis stehen, hat der Landesrechnungshof in 
seiner "Unterrichtsausfall an öffentlichen aus dem 
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Beteiligten einvernehmlich empfohlen, zum 
richtsgeschehen erheben. Das gilt sowohl im Hinblick auf die Gründe 
für Planabweichungen, um auch das notwendige Steuerungswissen zur 
Verminderung von Unterrichtsausfall generieren zu können, als auch für 
die von den Schulen getroffenen Vertretungsmaßnahmen, damit das 
Unterrichtsgeschehen mittels der Erhebung möglichst realistisch abge­
bildet werden kann. 

die Landesregierung tragenden Parteien haben stets klar Position 
zu einer flächendeckenden, schulscharfen und digitalen Unterrichtsaus­
fallstatistik bezogen. Die gegenüber Schülerinnen und Schülern, Eltern, 
Lehrerinnen und Lehrern sowie Schulleitungen diesbezüglich getroffe­
nen Zusagen werden eingelöst. Darüber hinaus hat die Landesregie­
rung das in der Fragestellung genannte Gutachten sowie die vielzähli­
gen weiteren Beiträge und Positionen im Rahmen des Diskurses zur 
Erhebung des Unterrichtsausfalls sorgfältig ausgewertet und unter 
tensiver Beteiligung Schulaufsicht einen Prozess zur Entwicklung 
eines Verfahrens für eine flächendeckende Unterrichtsausfallstatistik 
initiiert. Die Einführung dieser Erhebung, über detailliert nach 
schluss des Entwicklungsprozesses informiert wird, das Schuljahr 
2018/19 vorgesehen. 

Qualitäts- und UnterstützungsAgentur - Landesinstitut für Schule 
(QUA-LiS NRW) 
Wo ist die im Koalitionsvertrag der Landesregierung benannte 
ClearingsteIle für evidenzbasierte Pädagogik verortet? (s. dazu 
Erläuterungsband Einzelplan 05; S.125) 
Welche Kosten entstehen für die ClearingsteIle? 
Wird die ClearingsteIle die gesamte Tätigkeit von QUAL-LIS NRW 
auf den Prüfstand stellen unter dem Gesichtspunkt der "'T'I'."7.lIf:!~n 

Wirksamkeit? 

Seite 8 von 18 



um aus 

in 
o.a. ausgebaut werden. 

Gegenstand einer IlClearingstelle" ist demnach nicht die Untersuchung 
und Prüfung der Aufgaben der QUA-LiS und ihrer Effizienz und Wirk­
samkeit. Bisher wurden für eine ClearingsteIle für evidenzbasierte Pä­
dagogik in der QUA-LiSkeine zusätzlichen Stellen veranschlagt. 

Private Ersattschulen 
rechtfertigt die Landesregierung die finanzstarken 

gen an private Ersattschulen? 
Anbetracht fast gleich­

direkten Vergleich zu LU1wp-nnR 

Grundgesetz und Landesverfassung enthalten seit jeher eine Absage 
an staatliches Schulmonopol und gewährleisten das Recht zur 
richtung privater Schulen als zweite Säule des Schulsystems. 

Die Schullastenverteilung für öffentliche Schulen ist in § Schulgesetz 
(SchuIG) geregelt: Während das Land im Wesentlichen die Personal­
kosten für Lehrerinnen und Lehrer trägt, sind die übrigen Personalkos­
ten sowie die Sachkosten durch den Schulträger (im Regelfall die 
Kommune) zu finanzieren. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhalten die 
Kommunen Steuern und Mittelzuweisungen. 

Die Finanzierung der Ersatzschulen unterscheidet sich hiervon grund­
legend: Ersatzschulen erhalten nach Maßgabe des Art. 8 Abs. 4 Satz 3 
der Landesverfassung und der §§ 105 ff SchulG Zuschüsse zur Durch­
führung ihrer Aufgaben und zur Erfüllung ihrer Pflichten. Die Zuschüsse 
dienen der unterrichtlichen Leistungsgewährung der Schule und der 
internen Schulverwaltung zur Aufrechterhaltung des Unterrichtsbetriebs 

§ 1 2 
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nander nO«:--OT"7T werden. 

Integrationsstellen Herkunftssprachlicher Unterricht 
Womit begründet die Landesregierung die Streichung des 
Vermerks für 900 Stellen im Bereich der Sprachbildung? 
Welche Zuwendungen erhält das Land im Rahmen des integrativen 
Unterrichts für Zuwanderer aus Südosteuropa? (Bitte Zuwendung 

des jeweiligen Förderprogramms angeben) 

Die 900 Stellen für die Sprachbildung werden weiterhin benötigt, da 
zum einen die Verweildauer der Kinder und Jugendlichen in den 
Deutschfördergruppen länger ist als zunächst angenommen und zum 
anderen weiterhin neu zugewanderte Schülerinnen und Schüler unter­
richtet werden müssen. Dabei wird nicht unterschieden, aus welchen 
Ländern diese Schülerinnen und Schüler kommen. die Beschulung 
der Kinder erhält das Land keine Zuwendungen aus Förderprogrammen 
von Dritten. 

1 
Islamischer Religionsunterricht 
Wie hat die Landesregierung den Mehrbedarf von 50 Stellen für 
den islamischen Religionsunterricht ermittelt? (Bitte unter Angabe 
der gestiegenen Zahlen der Schülerinnen und Schüler, die an dem 
Religionsunterricht teilnehmen in Verbindung Mindestverordnung 
von 12 Schülern erläutern) 
Wo in NRW werden die 50 Lehrkräfte ihre Tätigkeit aufnehmen? 
(Bitte Stadt und Schulform angeben) 

Antwort: 
Islamische Religionsunterricht befindet sich derzeit im Aufbau. Bis­
werden etwa muslimischen Schülerinnen 
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Leitziel des modernen und kompetenzorientierten F~emdsprachenunter­
richts ist die Förderung kommunikativer und interkultureller Handlungs­
fähigkeit. Dabei kommt der Entwicklung der Mündlichkeit besondere 
Bedeutung zu. Hierzu werden Informationen - wie auch Handreichun­
gen - zur Planung und Durchführung mündlicher Prüfungen im Bil­
dungsportal des MSB veröffentlicht. 

Eine weitere Veröffentlichung ist nicht geplant. 

1 

Welche Kosten 
bekannt? 

Antwort: 
Im Einzelplan 05 entsteht im Zusammenhang mit der Zertifizierung von 
Europaschulen ein Personalaufwand im Umfang von 34 Wochenstun­
den, der aus sog. Rundungsgewinnen (vgl. S. 92 im Erläuterungsband 
zum Haushaltsentwurf 2018) bestritten wird. Zudem entstehen 
r~rkosten über einen Werkvertrag zur Zertifizierung von Schulen und 
zur Mitarbeit in der Arbeitsgruppe Europaschulen (ARGEUS) in Höhe 
von 5.200 EUR. Die Mittel stehen bei Kapitel 05 010 Titel 526 01 bereit. 

13. Allgemeine Fragen: 
Wie vielebildungspoHtische Programme für Zuwanderer, die feder­
führend im Ministerium für Schule und Bildung verortet sind, wer­
den im Haushalt 2018 berücksichtigt? (Bitte Programm mit Zu­
wendung angeben) 

Antwort: 
Grundsätzlich richten sich 
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1. 
o 12 f 

17 Stellen "Mehrbedarf UI.1I0SFlIOn DUClurla~»D(lIU 

setzung" 
Wie begründet das MSB die Mehrbedarfe? Wenn es eine andere 
Schwerpunktsetzung gibt, heißt das ja nicht, dass es Mehrbedarf 
gibt. Müsste das nicht der Grundsatzabteilung geleistet 
werden können? 

Antwort: 
Die Landesregierung hat im Koalitionsvertrag zusätzliche bildungspoliti­
sche Schwerpunktthemen gesetzt. 

Umsetzung dieser Schwerpunktthemen in qualitativer Hinsicht 
muss auch das MSB personell verstärkt werden; das MSB verfügt über 
keine Grundsatzabteilung . 

f 

Die Stellen 
um 256, bei allen anderen Schulformen steigen sie um 955. Bei 
den Einstellungen im Vorbereitungsdienst sinkt die Zahl bei den 
Grundschulen um 150, bei den anderen Schulformen steigt sie um 
150. Wie wird das ·hergeleitet und bewertet angesichts der sehr 
hohen Zahl unbesetzter Stellen besonders bei den Grundschulen 
und der Werbemaßnahmen für das Grundschullehramt? 
Was bedeutet das für die Unterrichtsversorgung, wenn damit die 
Anrechnung bedarfsdeckenden Unterrichts durch die Referendare 
um insgesamt 42 Stellen im Grundschulbereich sinkt? 

Mit dem Haushaltsentwurf 8 bleibt der beabsichtigten 
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um 1 

Höhe der jeweiligen Einstellungsermächtigung das 
hängt nicht vom Lehrkräftebedarf ab, sondern vom voraussichtlichen 
Angebot an Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern in dem 
jeweiligen Lehramt. Die Aufteilung der Einstellungsermächtigung auf die 
Lehrämter hat aber lediglich Erläuterungscharakter. Eine Verschiebung 
zwischen den Lehrämtern ist möglich, sofern sich in der Bewirtschaf­
tung Nachsteuerungsnotwendigkeiten ergeben. 

Die Zahl der Stellen für LAA orientiert sich an der voraussichtlichen 
lehramtsspezifischen Besetzung und den erwarteten Zu- und Abgän­
gen. 

Ertrag des bedarfsdeckenden Unterrichts (BdU) wird unverändert 
anhand dieser Einstellungsermächtigungen berechnet. Folgerichtig 
sinkt auch die Anrechnung des um Stellen an Grundschulen. 
Auch hier wird genauso verfahren wie im Haushalt 201 Mit dem 
2017 wurde die Anrechnung des BdU der Grundschule um 31 Stellen 
reduziert. 

die Anrechnung des bedarfsgerecht erfolgt, 
rung keine Auswirkungen auf die Unterrichtsversorgung. 

3. 
05 300 Schulen allgemein Titelgruppe 60 Schulpsychologen 428 60 
Seite 116 f 
Hier wurden mit dem HH 2016 34 Stellen für angestellte Arbeit­
nehmer*innen geschaffen wegen Mehrbedarfe im Zuge höherer 
Zuwanderung. Sie wurden mit kw-Vermerken (20 zum 1.8.2019, 14 
zum 1.8.2020) versehen. Andere kw-Vermerke im Zusammenhang 
mit Zuwanderung wurden gestrichen. Wieso ist der Mehrbedarf an 
Schulpsychologie nicht mehr gegeben. 
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minus 1 oder 
politische Bildung, Erinnerungskultur und Wertebildung, 
schlechterrollen und Rollenbilder, Schule ohne Homophobie, 
waltprävention und Friedensarbeit an Schulen. Welcher Aspekt 
davon ist nach Meinung der Landesregierung nicht mehr so wich .. 
tig? 

Die Verteilung der Mittel wurde an die tatsächlichen Bedarfe der ver­
gangenen beiden Jahre angepasst. Die in der Zweckbestimmung ent­
haltenen Inhalte werden bedarfsgerecht fortgeführt. 

an 
zahlentwicklung angepasst. 

Wie begründet sich das? 
310 Grundschulen Seiten 1 
Schülerzahl geht 7 8 um 
planmäßigen Beamten um 1 

Hauptschulen Seiten 1 
Die Schülerzahl geht um 14,41 % zurück, die Zahl der planmäßigen 
Beamten um 6,66%. 
05 340 Gymnasien 
Die Schülerzahl geht um 0,99% zurück, die Zahl der planmäßigen 
Beamten um 0,27% 

Antwort: 
Eine Anpassung der Stellen zum Nachteil der Grundschulen kann nicht 
festgestellt werden. 

Grundsätzlich sind im Wesentlichen nur die sogenannten Grundstellen 
unmittelbar von Entwicklung der Schülerzahl abhängig. Die Höhe 
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che erfolgt den einzelnen Schulkapiteln - Berücksichtigung der 
jeweiligen Ist-Besetzung - nach den schulformspezifischen Gegeben­
heiten. So sind zum Beispiel im Grundschulkapitel für die Beschäftigung 
des Personals in der flexiblen Schuleingangsphase (im Wesentlichen 
Erzieherinnen und Erzieher, Sozialpädagogen und Sozialpädagogin­
nen) auch entsprechende TarifsteIlen im Haushalt zu veranschlagen. 
Diese werden gegenüber dem Haushalt 2017 von 593 Stellen um 600 
auf insgesamt 1.193 Stellen erhöht. 

Die Zahl der Grundstellen insgesamt vermindert sich im Grundschulka­
pitel gegenüber dem Haushalt 2017 von 28.921 um 237 auf 28.684 
(minus 0,820/0). Die Verminderung verläuft damit exakt proportional zu 
Schülerzahlentwicklung (minus 0,820/0). Die Zahl der Gesamtstellen im 
Grundschulbereich erhöht sich gegenüber dem Haushalt 2017 von 
31 um 297 auf 31.502 Stellen. 

Im Hauptschulkapitel sinkt insbesondere wegen der rückläufigen Schü­
lerzahlen der Grundstellen- und Ganztagsbedarf. Die Gesamtsteilen­
zahl sinkt um 759 Stellen. Die Zahl der Planstellen sinkt um 259 Stellen 
und der Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 500 SteI­
len. 

Im Gymnasialkapitel sinkt schülerzahlbedingt der Grundbedarf in der 
Sekundarstufe I um 320 Stellen und in der Sekundarstufe 11 steigt schü­
lerzahlbedingt der Grundbedarf um 160 Stellen. Hinzukommen im Sal­
do insbesondere zusätzliche 97 Stellen für die Absenkung des Klassen­
frequenzrichtwertes von 28 auf 27 in den Eingangsklassen. 

6. 
05 390 Inklusion, sonderpädagogische Förderung an öffentlichen, 
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in in 
lerzahlabhängigen- Bedarfssituation. 

Bei der Veranschlagung der Planstellen und Stellen orientiert sich die 
Verteilung auf die beiden Beschäftigungsgruppen auch an der jeweili­
gen Ist-Besetzung. Tarifbeschäftigte können nach Ziffer 4.1 der W zu § 
49 Landeshaushaltsordnung auch auf Planstellen geführt werden. Um­
gekehrt ist dies nicht möglich. 

Die Gesamtstellenzahl im Kapitel 05 390 steigt trotz rückläufiger Schü­
lerzahl um 154, die der Planstellen um 179. Die Zahl der Stellen für 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer sinkt um 25 Stellen. 

Die Besetzung der Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für 
pädagogische Unterrichtshilfen und Fachlehrer/Fachlehrerinnen an 
Förderschulen ohne die fachlichen und pädagogischen Voraussetzun­
gen zur Übernahme in das Beamtenverhältnis lag zum Zeitpunkt 
Haushaltsaufstellung im Frühjahr 2017 mit 142,4 deutlich unter dem 
bisherigen Stellensoll von 175. Die Veranschlagung erfolgt daher auf­
grund der Schülerzahl unter Berücksichtigung der Veränderung der Be-
rechnungsgrundlagen der Besetzung. 

05 390 Inklusion Stellen für Unterrichtsmehrbedarfe für Gemein­
sames Lernen außerhalb der Lern- und Entwicklungsstörungen 
Seite 235 
Die Zahl der Schüler*innen sinkt um 51 die der Stellen um 993. 
Ist das verhältnismäßig aus Ihrer Sicht? 

Antwort: 
Der mit der Frage hergestellte Zusammenhang der sinkenden Schüler­
zahl im Bereich der Förderschwerpunkte Geistige Entwicklung, Körper­
liche und Motorische Entwicklung, Hören und Kommunikation sowie 
Sehen, die allgemeine Schule besuchen werden und einer Stellen-
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waren 

Stellen waren zum Bestandteil des Stellenbudgets für 
und Entwicklungsstörungen (Förderschule und allgemeine Schule). 
dem wurden weitere Stellen zur Verfügung gestellt. 

Inklusion Titelgruppe 
Stellen multiprofessionelle 

neu aus 

f 

Mit Haushaltsentwurf 8 Landesregierung Gesamt-
steIlenrahmen den Schulbereich um 1 Stellen erhöht. 

und das Streichen der kw-Vermerken zum 01.08.2018. zusätzlichen 
Stellen sowie die weiteren Handlungsspielräume wurden 
Standardverbesserungen insbesondere Zusammenhang 

~~"''-''''L.,-•• ::> zu 

Welche Standardverbesserung durch neue Stellen, durch Umschich­
tung (auf Grund von Minderbedarfen) oder durch das Streichen von kw­
Vermerken erreicht wird, ist nicht stellenscharf zuzuordnen. 

10. 
05 410 Berufskollegs 428 01 Fachlehrer Seite 262 f Die Zahl sinkt 
von 150 auf 120. Begründet wird das mit der Schülerzahlentwick ... 
lung. Diese sinkt aber nur um 0,77% laut Statistik Seite 253. Wie ist 
die Stärke der Kürzung begründet? 
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11. 
f 

Stiftische Schulen sind bislang aufgrund ihrer Konstruktion nicht 
berücksichtigungsfähig. Sind haushaltsbegleitende Rechtsände­
rungen beabsichtigt, damit diese Schulen in Zukunft auch an dem 
Projekt teilhaben können? 

Antwort: 
Bei dem Programm "Gute Schule 2020" für die kommunalen Schulträ­
ger, das mit dem Ersatzschulinfrastrukturfördergesetz wirkungsgleich 
auf die Ersatzschulen übertragen wurde, handelt es sich dem Grunde 
nach um freiwillige Leistungen des Landes zur Unterstützung der Schul­
träger bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Im "Gesetz zur Stärkung 
der Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen" vom Dezember 2016 
wurden die gesetzlichen Grundlagen zur Umsetzung des Programms 
geschaffen. Die Stiftischen Gymnasien befinden sich einer besonde­
ren Schulträgerschaft: Es hand~lt sich gemäß § 124 SchulG um sonsti­
ge öffentliche Schulen. Aufgrund dieser besonderen Rechtsstellung der 
Stiftischen Schulen können diese nicht an den bestehenden "Pro­
grammteilen" von "Gute Schule 2020" für kommunale Schulträger oder 

Ersatzschulträger partizipieren. 

Eine haushaltsbegleitende Rechtsänderung ist nicht vorgesehen. 


